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Meinungsfreiheit auf dünnem Eis 

Rückkehr des «Wahrheitsministeriums» 
In der ganzen EU zittert die Elite davor, dass die mit ihr kollaborierenden Mainstream-Medien ihre Deu
tungshoheit bei kommenden Wahlen gänzlich verlieren. Um unliebsame Meinungs-Konkurrenz zu unter
binden, wird zum offenen Krieg gegen das freie Internet geblasen. 

Die Präsidentschafts-Wahlen in den USA 
in denen sich Donald Trump dem Dauer
beschuss des Medien-Mainstreams zum 
Trotz durchsetzte. haben schliesslich ge
zeigt, dass in westlichen Breitengraden 
die veröffentlichte Meinung längst nicht 
mehr der öffentlichen Meinung entspricht. 
Doch die eigene Berichterstattung zu hin
terfragen und eigene Fehler einzugestehen, 
liegt sowohl den Konzern-Medien als auch 
der politischen Kaste fremd. Dafür scheint 
die Hauptursache für das «Schlamassel» 
rasch gefunden zu sein : Trump habe sei
ne Wahl sogenannten «Fake News» (fal
schen Nachrichten) zu verdanken, die 
über die sozialen Medien im Internet die 
Hunde machten und dabei ReichwfJitol1 
erzielten, welche die etablierten Mod iOIl 
teilweise deutlich in den Schat.l.ol1 sl.olll.nll. 

Absurde «Verschwörungstheorie» 
So eine böse Überraschung will die deut
sche Politiker-Kaste bei dnr Bundestags
wahl 2017 nicht erleben. Schliesslich gibt 
es auch im deutschen Sprachraum eine 
wachsende Zahl alternativer Medien und 
Privatpersonen, welche pointiert Stand
punkte verbreiten, die der politischen 
Korrektheit zuwider laufen. Was eigent
lich ein unschätzbarer Gewinn für die 
Meinungsäusserungs- und Medienfrei
heit wäre - dank des Internets kann jedor 
Bürger selbst zum Journalisten werden 
und für seine Botschaften ein Publikum 
finden -, wird von der sich sonst so offon 
und tolerant gebenden Polit- und Journa
listen-Schickeria als existenzielle Bedro
hung "vahrgenommen, die allen Ernstos 
schnellstmöglich zu eliminieren soi. 

Als Vorwand für solch hilflos-abenteuerli
ches «Herumgezucke» wird behauptet, die 
sozialen Medien (hauptsäch lieh Facebook, 
das alleine in der Schweiz über 3,5 Milli
onen aktive Nutzer verfügt) würden dazu 
missbraucht. gezielt «Fake News» und 
überspitzt-polemische Meldungen zu ver
breiten, welcbe die Bevölkerung manipulie
ren und zu «Hass-Botschaften» aufstacheln 
würden . Was für eine absurde «Verschwö
rungstheorie»! Als wäre der Medienkonsu
ment nicht mündig genug, zwischen bri
santer Enthüllung und inhaltlichem Müll 
zu unterscheiden, wie er - genauso wie in 

den Mainstream-Medien - durchaus auch 
auf Facebook verbreitet wird . Das Volk 
muss nicht dazu erzogen werden, welche 
Medien erwünscht sind und welche nicht. 

Din Wahrheit ist vielmehr: Auf Facebook 
finden Ansichten millionenfach Verbrei
tung, die in den Mainstream-Medien sys
tonHl.t.isch totgeschwiegen werden - zum 
Ilois piol Ilerichte über Ausländergewalt, 
l<:lJ-K l'iU k oder korrupte Politiker. Und das 
passt «dnll Mächtigen» nicht ins Konzept. 

Unwürdige Zensur 
Vertretol' dnr (;rossnn Koalition zu Berlin 
selwll ih m I'dln davon schwimmen - und 
wollofl clal'lI 11 I 1~I'IISI. 11I1l<:hen: Wer über die 
sozia Inll Mild inll <<I:a kn News» verbreitet, 
soll ill dl~1I ~~IIi1Sf.. I':s drolJnn «bis zu fünf 
.JallJ'(~ l'l'nilll~il.ssl.l'arn». SI' SI'D-.Justizmi
lIisl.l)1' Iiniko Maas . AIlI)1' i111(:1J hu:ebook 
gehöre als «Kolla!Joral.())II')) ZIII' !lochen
schaft gezogen. Eine staatliclw /.nnSllr
stelle. aber auch Denunzianten sollen ds 
«Fake News» oder «Hass-Botschaften» 
verifizierte Nach richten jederzeit an Fa
cebook melden können, worauf diese un
verzüglich zu löschen und die Identitäten 
der Autoren auszuliefern sind. «Wenn Fa
cebook nach entsprechender Prüfung die 
betroffene Meldung nicht unverzüglich 
binnen 24 Stunden löscht. muss foacebook 
mit empfindlichen Bussgeldern bis zu 500 
000 Euro rechnen», skizziert SPD-Frak
tionschef Thomas Oppermann das ge
plante Zensur-Gesetz gegenüber «N-TV». 

Geschichte scheint sich zu wiederholen. 
In George Orwells Jahrhundert-Roman 
«1984» steht ein allwissendes «Wahr
heitsministerium» im Zentrum jeglicher 
Bürgerfreiheit umklammernden Macht. 
Seine Schergen sind es, die im Auftrag ei
nes omnipräsenten Überwachungsstaats 
schonungslos darüber richten, welche 
Meinung als «wahr» gilt oder als «Gedan
kenverbrechen» ausradiert werden muss. 

Wer hätte gedacht, dass di()s()1' Albtraum 
überwunden goglallbt.o)' Tago i 11 1'1)),)11 un
würdiger Ze)1sl1 )'-( ;(~sd'/() illlsgomch net HU r 
deutschom l3oc!ol1 sein Comeback findet. 
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